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Hauptamt Öffentliches Ehrenamt 1) Nebentätigkeit 2) 
 

 

 

 

 

Nebenamt 
 

 

 

Nebenbeschäftigung 
 

 

Zum Hauptamt zählen alle durch Ge-

setz (z. B. § 131 Abs. 1 KVG LSA), 

durch Gesellschaftervertrag oder durch 

Organisationsentscheidung des Dienst-

herrn abstrakt kraft Amtes zugewiese-

nen Mandate in kommunalen Gesell-

schaften. Der Hauptverwaltungsbeamte 

kann auch selbst bestimmen, welche 

Aufgaben mit kommunalem Bezug er 

zum Teil seines Hauptamtes macht 

(BVerwG - 2 C 12.9 - Urteil v. 

31.03.2011). 

Als Nebentätigkeit gilt nicht die 

Wahrnehmung öffentlicher Ehren-

ämter (§ 73 Abs. 4 Satz 1 LBG 

LSA). Die Eingruppierung als öf-

fentliches Ehrenamt erfolgt durch 

Gesetz (§ 73 Abs. 5 LBG LSA), s. 

beispielsweise § 14 Abs. 1 SpkG 

LSA (Verwaltungsrat). 

Ein Nebenamt ist ein nicht zu einem 

Hauptamt gehörender Kreis von 

Aufgaben, der aufgrund eines öf-

fentlich-rechtlichen Dienst- oder 

Amtsverhältnisses wahrgenommen 

wird (§ 73 Abs. 2 LBG LSA), s. bei-

spielsweise § 1 Abs. 3 PStVO LSA 

i. V. m. Ziff. 14.1.5 VwV-LSA-

PStG (Standesbeamter) oder § 12 

Abs. 3 GKG-LSA (Verbandsge-

schäftsführer). 

... ist eine sonstige, nicht zu einem Hauptamt 

gehörende Tätigkeit innerhalb oder außer-

halb des öffentlichen Dienstes. 

  

 

 

 

 

 

 

auf Verlangen, Vor-

schlag oder Veran-

lassung des Dienst-

vorgesetzten (§ 9 

Abs. 1 NVO LSA). 
 

 

ohne „bestimmenden 

Einfluss“ des Dienst-

vorgesetzten. 

 

 
 

 
Einkünfte sind komplett an den Dienst-

herrn abzuführen (BVerwG - 2 C 

19.97 - Urteil v. 23.04.1998). 

Aufwandsentschädigungen aus öf-

fentlichen Ehrenämtern verbleiben 

dem Beamten in vollem Umfang. 

Ablieferungspflicht, soweit Vergü-

tungen in einem Kalenderjahr die in 

§ 9 NVO LSA genannten Bruttobe-

träge übersteigen. 

Ablieferungspflicht, 
soweit Vergütungen 
in einem Kalender-
jahr die in § 9 Abs. 1 
NVO LSA genann-
ten Bruttobeträge 
übersteigen. 

Es besteht keine Ab-

lieferungspflicht. 

 
1) Mitteilungspflicht bei Übernahme 

(§ 73 Abs. 4 LBG LSA) 

 

2) Anzeigepflicht mit Ausnahmen (§ 40 BeamtStG i.V.m. § 75 LBG LSA) 
 


